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Die Ablehnung des Lärmschutzgesetzes brachte die VU-Fraktion zur Einsicht 
Der Landtag nahm gestern Mittwoch seine Arbeit wieder a u f -  Der VU-Fraktionssprecher spricht sich für  die Veröffentlichung von Kommissionsberichten aus 

(G.M.) - Die erste Landtagssitzung 
nach der langen Sommerpause nahm am 
Mittwoch vormittag einen eher gemächli
chen Verlauf. Nur am Anfang sorgte VU-
Fraktionssprecher Reinhard Walser mit 
einem Antrag auf Veröffentlichung der 
Kommissionsberichte für etwas Aufse
hen, denn gerade diese Forderung hatte 
die FBP-Fraktion schon seit Jahren ge
stellt, doch bis anhin war diese an der 
VU-Mehrheit gescheitert. Allerdings 
machte es .gestern vormittag den An
schein, als ob die VU-Fraktion noch nicht 
ganz hinter dem Antrag des Fraktions
sprechers stehe, denn Landtagspräsident 
Dr. Karlheinz Ritter (VU) bezeichnete 
die Argumente zur Veröffentlichung der 
Kommissionsberichte als «plumpe Aus
flüchte.» 

Im Vorfeld der Abstimmung über das 
Lärmschutzgesetz war in der Öffentlich
keit, insbesondere von den Urhebern des 
Referendums, bemängelt worden, dass 
über die von einer Landtagskommission 
geänderten Regierungsvorlage nicht in
formiert worden sei. In  der Tat hielt der 
Landtag den Kommissionsbericht, der im 
Gegensatz zur Regierungsvorlage die 
Lärmabgaben enthielt, bis zur Behand
lung im Landtag unter Verschluss. Schon 
bei anderen Kommissionsvorlagen und 
vor allem auch bei der Erarbeitung der 
neuen Geschäftsordnung hatte die FBP-
Fraktion ihre Forderung nach sofortiger 
Veröffentlichung der Kommissionsarbeit 

gestellt, doch war sie jeweils an der VU-
Mehrheit gescheitert. 

VU-Fraktionssprecher Reinhard Wal
ser machte nun nach den Erfahrungen 
mit dem Lärmschutzgesetz eine Kehrt
wendung und erklärte: «Ich bin der Mei
nung, dass die Berichte aus den Land
tagskommissionen sofort nach Fertigstel
lung öffentlich und für jedermann zu
gänglich sein sollten. Dies beeinträchtigt 
meiner Ansicht nach die Geheimhaltung 
der Kommissionsarbeit keineswegs und 
auch die Geschäftsordnung des Landtags 
muss deshalb nicht geändert werden, 
handelt es sich bei diesem Antrag doch 
lediglich um eine Frage der Handha
bung.» 

Über  diesen Gesinnungswandel der 
V U  zeigte sich FBP-Fraktionssprecher 
Dr. Alois Ospelt einerseits erstaunt, an
derseits aber auch erfreut. E r  nahm das 
Angebot der VU-Fraktion zu einer inter
fraktionellen Diskussion dieser Fragen 
an, obwohl bisherige Versuche der FBP-
Fraktion an der Haltung der VU geschei
tert waren. 

Nicht anschliessen konnte sich Land
tagspräsident Dr. Karlheinz Ritter (VU) 
der Auffassung des VU-Fraktionsspre-
chers. Nach seiner Ansicht sind die Argu
mente, dass die mangelnde Information 
das Lärmschutzgesetz zu Fall gebracht 
hätten, «plumpe Ausflüchte.» 

Der Landtag tagte gestern nach einer rund dreimonatigen Pause wieder im Provisorium, dem grossen Saal in der Musikschule in 
Vaduz. Heute wird die zweitägige Sitzung, die über 20 Tagesordnungspunkte aufweist, weitergeführt und mit der Beantwortung der 
kleinen Anfragen durch die Regierungsmitglieder beendet. (Bild: Roland Korner) 

Gestern im Landtag 
Worten nicht dem Geist der Landtags
abstimmung. Eine genaue Befassung 
mit diesem Problem erscheint ihm 
wichtig, weil bereits eine neue Initiati
ve anstehe. 

Tierseuchenfonds verabschiedet 
Die Änderung des Gesetzes über den 

Tierseuchenfonds passierte den Land
tag einhellig. Die Regierung hatte dem 
Parlament im Sinne der Vorschläge des 
stellvertretenden FBP-Abgeordneten 
Hugo Allgäuer einen Zusatzbericht un
terbreitet, womit der Landtag dessen 
Anträge in die Tat umsetzte. Sie wer
den am 1. Januar 1992 in Kraft treten. 

Katastrophen- und Störfallgesetz 
Sowohl das Katastrophenschutzge-

setz als auch das Störfallgesetz wurden 
vom Landtag begrüsst. Die Notwendig
keit für die Schaffung dieser beiden 
Gesetze war unbestritten. Der Landtag 
nahm nach einer Eintretensdebatte die 
1. Lesung vor. 

Musikschule und 
Bodenbewirtschaftung 

Ebenfalls in 1. Lesung beraten wurde 
das neue Musikschulgesetz und die 
Vorlage über die Ausrichtung von Bei
trägen für die Bodenbewirtschaftung. 

Die Landtagssitzung wird heute vor
mittag weitergeführt. 

In der ersten Sitzung nach der langen 
Sommerpause nahm der Landtag am 
Mittwoch seine gesetzgeberische Ar
beit wieder auf. Auf der 21 verschiede
nen Tagesordnungspunkte umfassen
den Traktandenliste standen nicht we
niger als sieben Gesetzesvorlagen. 
Nachstehend eine kurze Zusammenfas
sung der Beschlüsse des Landtags am 
gestrigen Sitzungstag. 
VU-Kehrtwendung 

Bevor der Landtag auf die Tagesord
nung eintrat, gab VU-Fraktionsspre
cher Reinhard Walser eine Erklärung 
aufgrund der Vorwürfe aus der Bevöl
kerung im Zusammenhang mit dem 
Lärmschutzgesetz ab. E r  stellte den 
Antrag, wie von der FBP-Fraktion bis
her vergeblich gefordert, dass die Be
richte von Landtagskommissionen 
künftig der Öffentlichkeit sofort zu
gänglich gemacht werden sollten. 

Korrektur Protokoll 
Zwischen Protokollierung und der 

Abstimmungsbroschüre der Regierung 
zur Abstimmung über die Initiative ge
gen die 5-Tage-Woche ergab sich nach 
Feststellung des FBP-Abgeordneten 
Georg Schierscher ein Unterschied. 
Der Wortlaut des Protokolls, dass der 
Landtag die Initiative einhellig abge
lehnt und zur Volksabstimmung weiter
gegeben habe, entspricht nach seinen 

Höhere Entschädigung der Bauern bei Tierseuchen 
Der Landtag verabschiedete die Änderung des Gesetzes über den Tierseuchenfonds - A b  1. Januar in Kraft 

Alpenbahn auf Zielgerade 
Surselva-Option einziger Streitpunkt - Schlussabstimmung am Freitag 

Bern (AP) Die Neue Schweizer Alpen
bahn ist, zumindest im Parlament, auf die 
Zielgerade eingebogen. Der Nationalrat 
räumte am Mittwoch mit einer Ausnah
me alle Differenzen aus und lehnte es mit 
118 gegen 51 Stimmen ab, die Vorlage 
vom Zustandekommen eines befriedigen
den Transitvertrags abhängig zu machen. 
Die Schlussabstimmung soll am Freitag 
stattfinden. Das letzte Wort hat aller 
Voraussicht nach das Volk. 

Die Grosse Kammer lenkte im 
«Schicksalsartikel» auf den Kompromiss
vorschlag ein, wonach der Gütertransit 
nach Möglichkeit, aber nicht zwingend 

auf die Schiene zu verlagern ist und Aus
nahmen zugunsten des Strassentransports 
möglich bleiben. Eine Verpflichtung zur 
Umlagerung des Verkehrs auf die Schie
ne wurde mit 97 gegen 22 Stimmen ver
worfen, der generelle Verzicht auf einen 
Förderungsartikel blieb anderseits mit 
132 gegen 42 Stimmen in der Minderheit. 
Mit 113 gegen 71 Stimmen kam schliess
lich der Kompromissvorschlag durch, der 
auch von Bundesrat Adolf Ogi als akzep
tabel eingestuft wurde. In einer weiteren 
Namensabstimmung erteilte der Rat mit 
121 gegen 53 Stimmen der vom Ständerat 
aufrechterhaltenen Surselva-Option eine 
erneute Absage. 

(G.M.) - Einstimmig verabschiedete 
der Landtag am Mittwoch vormittag als 
erste Gesetzesvorlage das Gesetz über 
den Tierseuchenfonds und stimmte dem 
Antrag des stellvertretenden FBP-Abge-
ordneten Hugo Allgäuer auf Erhöhung 
der Entschädigungen zu, wie sie während 
der 1. Lesung der Vorlage beantragt wor
den waren. Die neuen Gesetzesbestim
mungen werden auf den 1. Januar 1992 in 
Kraft treten. 

Bevor der Landtag mit der Detailbera
tung der Vorlage begann, erklärte der 
FBP-Abgeordnete Dr. Ernst Walch, dass 
e r  hinter den Anträgen des stellvertreten
den FBP-Abgeordneten Hugo Allgäuer 
stehe. Auch die Vereinigung der Bäuerli
chen Organisationen (VBO) stimme der 
Erhöhung der Ansätze und damit den 
Verbesserungen für den einzelnen Land
wirt, der eine Schädigung aufgrund einer 
Seuche erlitten habe, zu. 

Schafkrankheit mit dabei 
Der  VU-Abgeordnete Alfons Schädler 

Verbesserte Bündner 
Wohnbauförderung 

Chur (spk) Graubünden verbessert die 
Wohnbauförderung. Der Grosse Rat hat 
am Mittwoch eine Teilrevision der Voll
ziehungsverordnung zum Gesetz über 
den sozialen Wohnungsbau und die Ver
besserung der Wohnverhältnisse im Berg
gebiet einstimmig gutgeheissen. Die für 
diese Aufgaben zur Verfügung stehenden 
Mittel wurden um 300 000 auf jährlich 1,8 
Mio Franken erhöht. 

Der  Kreis der Nutzniesser wurde ent
gegen dem Antrag von Kommission und 
Regierung in dem Sinne erweitert, dass 
nicht nur Familien mit Kindern, sondern 
alle Darlehen und Zusatzbeiträge erhal
ten können, wenn sie die Einkommens
und  Vermögensgrenzen nicht überschrei
ten. Ausserdem kann künftig auch der 
Kauf kleinerer Wohnungen unterstützt 
werdem. Die Mindestgrösse wurde von 
vier auf drei Zimmer gesenkt, die Ein
kommens- und Vermögensgrenzen ana
log den Ansätzen des Bundes erhöht . Die 
Einkommen erwerbstätiger Kinder bis 25 
Jahre müssen nicht mehr angerechnet 
werden. 

erkundigte sich bei der Regierung, ob die 
in diesem Sommer zu beobachtende 
Krankheit bei Schafen ebenfalls unter die 
Bestimmungen dieses Gesetzes falle. Re
gierungsrat Dr. Peter Wolff erklärte, dass 
«diese massenhaft aufgetretene Krank
heit» durch die neuen Gesetzesbestim
mungen abgedeckt sei, doch gab er 
gleichzeitig zu verstehen, dass das geän
derte Gesetz erst auf Jahresbeginn 1992 
in Kraft trete. Wie er weiter ausführte, 
möchte e r  mit diesem Hinweis entspre
chenden Hoffnungen entgegentreten, die 
Schäden dieses Sommers seien nach den 
neuen Bestimmungen abdeckbar. 

Weitere Krankheiten aufgenommen 
Im Verlaufe der ersten Behandlung des 

Gesetzesentwurfs im Landtag hatte der 
stellvertretende FBP-Abgeordnete Hugo 
Allgäuer beantragt, weitere Tierkrank
heiten als entschädigungsfähig in die Vor
lage aufzunehmen. Ausserdem stellte er 
sich auf den Standpunkt, dass der Ent
schädigungssatz auf 100 Prozent statt der 

Schweiz: Abbau der 
Stempelsteuern 

Bern (AP) Mit Steuerleichterungen im 
Umfang von 400 Millionen Franken soll 
die Wettbewerbsfähigkeit des Finanzplat
zes Schweiz verbessert werden. Der  Stän
derat bewilligte am Mittwoch als Zweitrat 
mit 24 gegen vier Stimmen einen Abbau 
der Stempelsteuern, der ab Mitte 1992 
wirksam werden soll. Noch offen ist, ob 
das Volk dazu Stellung nehmen kann. 
Die SPS entscheidet am kommenden 
Samstag, ob sie das Referendum ergrei
fen will. 

Die von einer Kommission des Natio
nalrates nach der Verwerfung der Finanz-
ordung vom 2. Juni in aller Schnelle zu
sammengestellte Revision des Stempel
steuergesetzes wurde auch im Ständerat 
von den bürgerlichen Parteien getragen. 

Die SP-Vertreter und vereinzelte Bürger
liche bestritten mit Bundesrat Otto Stich 
nicht, dass ein Abbau dieser als veraltet 
eingestuften Transaktionssteuer notwen
dig sei. Sie wehrten sich jedoch dagegen, 
Steuererleichterungen ohne Kompensa
tion zu gewähren. 

bisherigen 90 Prozent des Verkehrswer
tes erhöht werden sollte. Die Regierung 
stimmte diesen Anträgen zu und  erwähn
te im zusätzlichen Bericht an den Land
tag, dass Liechtenstein grundsätzlich frei, 
sei, um über die schweizerische Gesetzge
bung hinausgehende Bestimmungen auf
zunehmen. Der Landtag folgte diesem 
Antrag geschlossen, womit künftig eine 
höhere Entschädigung ausgerichtet wird. 

Auszahlung nach dem Verkehrswert 
Ebenso sprach sich der Landtag für die 

Version der Regierung aus, wonach die 
Entschädigungssumme auf 100 Prozent 
des Verkehrswertes der zu schlachtenden 
Tiere angehoben werden soll. In jüngster 
Zeit liege das Schwergewicht der Tierseu
chenbekämpfung vermehrt im Bereich 
der Prophylaxe und dadurch auch kli
nisch noch als gesund erscheinende, aber 
seriologisch als Krankheitsträger erkann
te Tiere ausgemerzt werden müssten. 
«Bei solchen durch den Viehhalter äus-
serlich gar nicht als notwendig erkennba
ren und oft nicht verstandenen Massnah
men der Seuchbekämpfung», teilte die 
Regierung dem Landtag mit, «ist die Be
schränkung der Entschädigung auf 90 
Prozent des Verkehrswertes schwer zu 
rechtfertigen.» Regierung und Landtag 
folgten jedoch nicht dem Antrag, dass der 
Ertragsausfall bei der  Festsetzung der 
Entschädigung berücksichtigt werden 
sollte. Wenn die Entschädigung auf 100 
Prozent des Verkehrswertes "angehoben 
werde, so die Argumentation, dann sei 
darin auch ein Ertragsausfall mitberück
sichtigt. Deshalb erübrige sich eine ge
sonderte Festsetzung einer Ausfallsent
schädigung. 

B r i l l a n t e n  P e r l e n  S c h m u c k  

Betriebs-Urlaub 
5. bis 19. Oktober 
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